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Verkandes Rechtes zur Ausloosungundzum

Petri-Ankan der
Kökltii-Mindener

Eisenbahn-
a ien.

"n ol e von wei Verträgen des Königl.Eisen-
bath-Kiijiiiissariatszmit der Köln- Mindener- Eisen-

bahngesells aft, welche beide durch besondere Gesetze
vom 24. ai 1853 und vom 18. April 1855 geneh-
migt worden sind, besitzt der Staat das Recht,all-

jährlichvom Jahre 1870 an, aus feinemAntheilan den

Erträ nissender Köln-Mindener-Eisenbahneine Anzahl
Eisen ahnaktiendieserGesellschaftauszuloosen,»z«ukundi-

gen und zu dem Nennwerthe einzu iehen. Dieses Recht
des Staates ist für ihn sehr wert voll,·denn die Ein-

nahmen der Köln-Mindener Bahn steigenalle»Jahre
öher. Jm Jahre 1863 hat dieseBahn ihrenAktionaren

121712 Proz. Zinsen gebrachtund die Aktien standen
deshalb auch am 16. Dezember1864 2033X4Proz.

· »Hm
Jahre 1864 warf die Bahn, sogar lösngProz. Zinsen
ab und stiegen daher die Aktien am 3. Juli d. J. auf
24472 Proz. Die Aktien würden unzweifelhafthöherge- -

standen haben, wenn nicht dem Staat das obenerwähnte
Recht der Kündigung und des Ankaufs zum Nennwerth
zugestandenhätte. Bis zum Jahre 1870 schlaftzwar

dieses Recht noch, es war aber sichervoraus zu berechnen,
daß von diesemTermin an der Staat in etwa sechsbis

siebenJahren in den Besitzder Bahn kommen werde.

Diesem Rechte des Staates gegenüberbestand»die
Verpflichtung,daß er bis zu erwähntemJahre die Halfte
feinergEinnahmenaus den Erträgen der Bahn-zu»einem

Garantiefonds für die Zinszahlung an die Aktionärean-

sammle. Da seit langer Zeit sich dieser Garantiefonds
in Folge der hohen Erträge der Bahn, als uberslussig
erwiesen hatte und für das Jahr 1865 der vom Staat
an diesen Fonds abzuführendeBetrag auf die große
Summe von 1,558,696 veranschlagtwar, so nahm die

Budgetkommmissiondes AbgeordnetenhausesVeranlassung,
die Staatsregierung zu ersuZemwo möglichim Wege
der Verhandlungmit der öln-Mindener Gesellschaft
eine Beschränkundes Garantiefonds auf eine bestimmte
Summe zu bewiesenDer Regierungskommissärerwiderte:

»Die Regierung sei mit den Ansichten der Kom-
mission einverstanden, es sei jedoch z«uderen
Verwirklichung keine Aussicht vorhanden. Seit
Jahren sei die Regierung bemüht, durch Ver-
handlungen mit der Direktion der Köln-Min-

dener»Bahndie Schließung des Garantiefonds
hefrbeizufuhren,allein diese fordern als Gegen-
leistung eine Verlängerung der durch Vertrag
von 1855 auf 15 Jahre gewährten Einstellung
der Auslösung der Stammaktien. Hierauf
werde und könne die Staatsregierung nicht
eingehen.«

Nach einer solchenöffentlichvor der Landesvertretung
abgegebenen Erklärung mußte man sehr überras tsein,
als es ge« en Ende des vergangenen Monats ekaiint
wurde, dasdie Staatsregierung das Recht des Staates,
von 1870 an die Aktien der Köln-Mindener Bahn aus-

loosenund nach»demNennwerth einziehenzu können,an
die Gesellschaftfur dreizehnMillionen Thaler verkaufthabe.

Als der AbschlußdiesesGeschäfteszuerst durch die
Zeitungen bekannt wurde, hielt man es zuerst für eine
Zeitungsente. Man wollte nicht glauben, daß die Re-
gierung, welchesogar die Hinausschiebungdes Anrechies
auf Erwerbung derBahn erst vor wenigenWochen für
unannehmbarerklart hatte, nun in einen vollständigen
Verkauf dieses Rechtesgewilligt haben sollte. Man
wollte um so weniger daran glauben, weil dieses Recht
durchzwei besondereGesetzefestgestellt,also auch nur

durch ein neues Gesetzabgeändert werden konnte.

Denn bis jetzt hat die Verfassun sinterpretation noch
niemals soweit gereicht,daß man behauptethättet die

Staatsregierunghabe für sich allein das Recht- Ohne
Zustimmungaller gesetzgebendenGewalten, neue Ge-
setzezu erlassen,oder bestehende Gesetze abzuändern
Lautet dochArtikel 62 unserer beschworenenVerfassung
ausdrücklichfolgendermaßen:

»die gesetzgebende Gewalt wird Zweiu-

schaftlich, durch den König UU durch
wei Kammern ausgeübt. Die Uebers-in-

stimmungdes Königs und beider Kam-
mern ist zu jedem Gesetze erforderlich-«



Da nun, wie bereits erwähntwurde, das Verhältnißdes

Staates zur Köln-Mindener Bahn durch zwei besondere
Gesetze, vom 23. Mai 1853 und vom 18. April 1855

geregelt worden war, so konnte an demselben nur durch
ein nettes Gesetzetwas geändertwerden. Denn ein

Gesetz kann allein durch ein neues Gesetz auf-
gehoben oder abgeändert werden. Dieser
Grundsatz gilt und hat gegolten, so lange die

menschliche Gesellschaft Gesetze kennt.

Trotzdem daß also jederLaie und jeder Kenner un-

seres Staatsrechtes eigentlich gar nicht an einen solchen
Vertrag glaubeirkonntgwar er doch,wie sich jetztsicher
herausgestellt,wirklichabgeschlossenworden. Die Re-

gierung hat das Recht des Staates auf Er-

werbung der Köln-Mindener Stamm-Aktien

durch Ausloosung und Ankan derselben zum
Nenniverthe für dreizehn Millionen verkauft.

Die General-Versammlungder Köln-Mindener Eisen-
bahngesellschaft,welcheden Vertrag, den ihre Direktion
mit der Regierung abgeschlossenBat,genehmigensoll,
ist bereits auf den 28. d. M. ein erufen worden. Der

Vertrag selbst ist durch die Zeitungen veröffentlichtund
in demselben befindet sich kein Vorbehalt für
die nachträgliche Genehmigung der Kammern.
Ja noch mehr: aus dein Vertra e selbst eht hervor,
daß bereits am 1. Oktober d. J. die erste Za lung seitens
der Gesellschaftim Betrage von 3 Millionen erfolgen
soll, also nach der jetzigenallgemeinen Annahme wahr-
scheinlichzu einem früheren eitpunkt als unsere Kam-

mern zusammentretenwerden, » ,

Wir wollen uns gar nicht naher darauf einlassenzu
erläutern,ob der Vertrag finanziellgünstigfür den Staat

ist. Wir haben die entgegengesetzteMeinung und glau-
ben, daßder Staat dabei ein schlechtesGeschäftmachen
würde. Uns kommt es hier allein auf die Berech-
tigung zum Abschluß des Vertrages an. Diese hat
die Regierung nicht. Die General-Versammlung der

Köln-Mindener Bahngesellschaftwürde daher wohl thun,
dem Vertrage ihre Genehmigungni tzu ertheilen, oder

wenigstens nur unter dem Vorbehat der Zustimmung
beider Häuser des Landtages Wenn sie den Vertrag
genehmigteohne einen solchenVorbehalt, so könnte es

leicht sein, daß sie in ein bedenklichesVerhältnißkäme.

Nach dem Vertragesoll die Gesellschaftam 1. Ok-

tober d. J. 3 Millionen und am 1. Januar 1866 wei-

tere 3 Millionen zahlen. Um diesemErfordernißge-

nügen zu können, wird sie von dein ihr eingeräumten
Rechte einer Verdoppelung des Aktienkapitals Gebrauch
machen müssen. Kommen die Kammernnun im Ja-
nuar 1866 zusammen — denn daßsie früherberufen
werden, dafür spricht bis jetzt kein Anzeichen— und

verweigern dem Vertrage ihre Genehmigung oder er-

halten aar keine Gelegenheit, sich darüber zu äußern,
oder erklären sie ihn für ungültig, so schwebensämmt-
liche neu ausgegebene Aktien in der Luft.

«

Glaubt man, das Abgeordnetenhauswerde sichder

vollzogenenThatsachefugen und wider den bereits durch-
gesührtenVertrag nichts einwenden? Dem steht die

Thatsacheentgegen, daß das Abgeordnetenhaus es
bereis mehrfach bewiesen hat, daß es das ihm
anvertraute Recht des Landes nach allen Rich-
tungen hin entschieden ziu wahren weiß.

Politische Wocheuschau.

PreusseinDie Verhandlungenin Gastein haben, wie
setztfest teht, wirklich zu einem Resultate geführt.Nach dem
in Salzburg unterzeichnetenUeber-einkommen übernimmt
Preußen einstweilen die Verwaltung Schleswigs,
einschließlich des Kieler Hafens, Oesterreich die
VerwaltungdesHerzogthumsHolstein DasHerzog-
thum Lauenburg ist gegen eine an Oesterreich zu
zahlende Entschädigungssumme von 2 Millionen
Reichsbankthaler (etwa 1,500,000 Thlr. pr. Kour·) in
den definitiven Besitz Preußens übergegangen Es
versteht sich wohl von selbst, daß ein solchesAbkommen nicht
ohne Genehmigungder Volksvertretung rechtsgiltig wird, da
erstens eine Zahlung von 1,500,000 Thlr. aus der Staats-
kassegewiß»eineMaßregelist, welche das Ministerium nicht
so ohne weiteres anordnen kann, und zweitens fordern die
Art. 2 und 55 der Verfassung ganz unzweifelhaft die Ein-

willigung der Volksvertretuiig zu einer Erweiterung des
Staatsgebietes.II)

Wie aber wird sich die schleswig-holsteinischeFrage weiter
entwickeln? Oesterreichhat sich,offenbardurchseinefinanzielle
Lage gedrängt,auf einen Weg begeben, der die wahrscheinliche
Lösung klar erkennen läßt. Nachdem es heut sein Anrecht
auf Lauenburgfür anderthalb Millionen Thaler verkauft hat,
wird es in nicht allzulanger Zeit nacheinander ein Stückchen
Anrecht nach den-i andern je nach seinem Geldbedarf verkaufen,
bis es endlich gar nichts mehr an der Nordgrenze Deutsch-lands zu verkaufen hat, so dnßPreußen alsdann ganz allem

Besitzer»vonSvchleswigsHolsteinsein wird, so weit der Wiener
FriedeeingenugendesAnrechtdarauf iebt. Uns ist nur das
Eine dabei wunderbar, nämlichder Umstand,daß man ganz zu
ver essen scheint, daß das Volk bei all solchen Abmachungendockksauch eine Stimme hat, und daß inan eigentlichdochwohl
erwarten dürfte, daß diese Stimme gehört werde.

Es ist neuerdings wiederholt die Rede von einer bevor-
stehendenZusammenkunftunseres Köni s mit dem Kaiser von

Frankreich.DieseZusammenkunft soll in adeniBaden stattfinden.
Man spricht davon, daß Herr von Bismark den Grafen-

iitel erhalten soll.
Endlich ist dieso langebesprocheneKommissionzusammen-

getreten, welchedie Regierungeinberufen hatte, um die Arbeiter-
frage zu besprechen.Die Mitglieder der Kommission sind
von der Regierung berufen worden, so daß man nicht gut
behaupten kann, sie vertreten den Arbeiterstand. Jn dieser
Beziehung hat der Berliner Arbeiter-verein, als ein Antrag
gestelltwurde, zu erklären,daß der Verein die in die Kom-

z

IS slk)Für diejenigen unserer Leser, welche die Verhältnissedes
Herzo thums Lauenburg nicht kennen, geben wir nachstehendeine
kurze iotiz darüber: Das Herzogthum auenburg hat einen

Flächeninhaltvon 18.05 Q.-M., ohne die Enklave von 3 Q.-M.,
die zu Hamburg gehört. Es zählt gkgen 50,000 Seelen (die letzte
Volksiähliing ergab 50,147 Sieben) in 3 Städten, l Marktflecken,
150 Dörfern, darunter 8 Kitchdvthk, oder überhaupt4 städtischen
und 24 Landkirchsptelen und 22 adligenGütern. Von den drei
Städten haben Ratzeburg 3989, Mplln 3401, Lauenbur 1072

Einwohner. Das Qeszgshllmist westlich und kadwestlschvon

Holstetn begrenzt, notdllch von Lübeck und dem mecklenburgsstke.
litzschenFürstenthuuiRatzeburg,östlich von Mecklenburg-Schwekiu,
sudlich von Hannover, und davon durch die Elbe geschieden,süd«
westlich von Hamburg und LübeiL



missionberufenenArbeiter nicht als seine Vertreter anerkenne,
ie Annahmedieses Antrages nur aus dein Grunde abgelehnt,

weil man dnkch einen svlchFUBeschlußder

KLvminisszonerst
eine Wichtigkeitbeilegenwurde»welche sie sur die lrbeiter

gar nicht habe, es sei besser,diese Kommission nicht zu be-

achten. Die ,L.«K« schreibtüber diesen Gegenstand: »Die
sogenannte Koalitions-Kommissionist zusammengetreten,und

hat ihre Berathungen begonnen Ob die Ho inniger
welche man von mancherSeite auf die Wirksamkeit dieser
Kommission gesetzthat, in Erfüllung gehenwird, das wollen
wir dahingestelltsein lassen, uns er cheint die Zusammen-
setzungohne irgendwie dem guten»Willender betreffenden
Herren zu nahe treten zn wollen, nicht so zu sein, daß man

auf entschieden günstigeResultate rechnendarf. Wenn in

einer solchen Kommission ein Mann wie Schul e-Delitzsch,
dessen Verdienst um die Hebun der Stellung er Arbeiter

Niemand, dessenSinn nicht dur Parteileidenschaft verblendet

ist, in Abrede stellenwird, fehlt; wenn PrincesS mith, der Vor-

kämpfer für die Anwendung des in jeder Beziehung richtigen
wirthschaftlichenGrundsatzes der vollständigenDurchführungdes

freien Gewährenlassensnicht eingeladenist, an den Berathuw
gen Theil zu nehmen; wenn viele Andere, die in gleichem
Sinne mit diesen Beiden wirken, und deren Namen gleich
den genannten einen guten Klang im Volke haben,fern stehen
müssen,wo es sich um die Lösung von sozialenProblemen
handelt-) so kann man mit Recht von vornherein viel Miß-
trauen gegen die Resultate hegen, welche die Fruchtdkk»Be-
rathun en sein werden. Oder sollten die wirthschaftlichen
Grund ätze, welche die oben genannten Männer und ihre
Freunde vertreten, von vornherein als richtig anerkannt wor-

den sein, so daß man in der Kommission eine Vertretung
derselben gar nicht mehr für nothwendighielt? Wenn das

richtig ist, so scheint es uns, als ob die ganzeKommission
nicht mehr nöthig gewesen sei. Denn die ehre, welche diese
Männer predigen, giebt eine klare und deutliche Antwort auf
alle die Fragen, welche die Kommission beantworten soll.

Diese Antwort lautet ganz kurz: Aufhebungjeder Be-

schränkung, welche nur einen Theil er Staats-

bürger trifft und vollständig freie Bewegung der

Staatsbürger in jeder Beziehung. Wir wollen sehen,
ob in den Antworten, welche die Kommission auf die vor-

gelegten Fragen ertheilen wird, dieserGrundsatz in jeder Be-
ziehung wird zur Geltung gebrachtsein. Es- ist übrigens
hervorzuheben,daß unter den Fragen, welchedie Kommission
beantworten soll, sichkeine befindet, welchesichauf den§ 183
der Gewerbeordnun bezieht. Es scheint also, als ob die

Regierung sichglei wie die Majorität des Abgeordnetenhauses
n der Ansichtbekenne, dieser Paragraph sei durch die Be-

stimmungender Verfassung über das Vereinsrecht auf-
gehoben.· ,

Schleswi -Holstein. Das neueste Rundschreiben der

schleswig
- holstein’schenLandesregierung, in welche-n die-

elbedie Polizeibehördenanweist, der politischenPresse eine
erhohte Ayfmeiksamkeitzuzuwenden,zeigt recht deutlich die

thhwkndmkeidendlich dem Provisorium in SchleswigiHob
stem 21U.Endezu machen damit die Möglichkeitgegeben
Wede die aus der Zeit der- dänischenHerrschaftstammenden
Gesetze endlich« zu beseitigen. Um die richtige Anwen-
dung der in die Hand der Polizeibehördegelegtengesetz-
lichenMlttel zu sichermweist die Landesregierungdarauf hin,

V Unter diesenMännern verdient auch wo l der Prä dent
Leite. der lang«ährigePräsidentdes Vereins fskdar Wohfider
arbeitendenKlug-inder mechan E- sollte gewiß nicht

Lählgiüwoes g nur Berathungen u er einen solchenGegenstand

da die beiden in der schleswigsholstein’schenPre e·e ebiin

vokgesehenenRepressivinafiregelmBeschlagnabmießgiinggstrafgi
rechtiichesEinschreitenin Bezug auf das nämlichePresierzeugs
njß einander folgen können,daß aber auch die eine Maßregel
unabhängigvon der anderen verfügtwerden kann. Während
das strafrechtlicheEinschreitendie Mitwirkung der Gerichte
voraussetzt, ist die Beschlagnahine zunächst eine Ber-

waltungsinaßregel und wird nur dann zur Justizsache,
wenn die Betheiligtenauf gerichtlichesGehör pkvvviitell oder
die LandesregikrungdieSache an die Gerichte verweist. —

Danach kann also eine «Beschlagnahmejederzeitvorgenommen
werden, ohne daßdiejenigeBehörde,welchedie Beschlagnahme
vornimmt, nöthig hat, die Sache

gut gerichtlichenEntschei-
dung zu bringen. Die Beschlagna)mekann ganz ruhig be-
stehen bleiben, ohnedsßgerichtlich irgendwie eine Entschei-
dung darüber noihig ist, ob das Schriftstückstrafbar ist oder
nicht. Nur die Landesregierungoder der Betroffene selbst
kann verlangen, daß»dleSache an die Gerichte abgegeben
wird. Dieser Schutt«Wlkd von Seiten des Letzteren ost
unterbleiben, weil er nicht sicher ist, ob die Richter nicht ganz
andere Ansichten über die Strafbarkeit oder Straflosigkeit
eines Artikels

haben
als er selbst. Es genügtwohl die

Hinweisungau diesesUnicum voii Preßgesetzgebung,um
eine Abhulfe als«dringend nothwendigerscheinen zu lassen.

Nassau. Die Hoffnung,daß eine Systeinänderungein-
treten werde, hat sichnicht erfüllt; vergebens haben die libe-
ralen«Abgeordnetenalle Beschwerdendes Landes in der Kain-
iner in ausführlicherRede z»u·rSprache ebracht; soweit sichdie Sachlage jetzt ubersehenlaßt, ist keine Alb ülfezu erwarten.
·

Baden. Der demnachstzusammentretenkbenKammer soll
ein neues Preßgeselz vorgelegtwerden, da die Handhabung
des-jetztin Kraft bestehenden,welchesnoch aus der Zeit der

schlimmstenReaktion stammt, vielerlei Mißstände mit sich
fuhrt Es werden in dem neuen Gesetz fast alle Sonder-
bestsmfrnungemwelchedie Preßgeweibediücken, fortfallen, so
daß dieselben,bis auf einige dringend gebotene Ausnahmenden iibrigenGewerben vollständiggleichgestelltwerden. Die-
Fagtionsbestellungfür Zeitungen soll natürlichaufgehoben

er en.

Auch ein neues Militärstra -Ge e bu wird -

bereitet. Jn·dei»nselb-eiiwird, so fvielnsiaishösli,die
petenz der Militargerichtesich nur auf rein militärischeVer-
gehenbeschmuanSo wird in dem GroßherzogthumBaden
eine veraltete Einrichtungnach der andern abgeworfen, und
die freie Entwickelungdes Volkes sorgsam gefördert.Dabei
befindetsich der Großherog, das Ministerium und das Volk
in gleichemMaße glücklichund zufrieden.
Württemberg. Der allgemeineFutternian el at i

auch in»diesemLande fühlbargemacht. Der Köxiiighat,itg
das Druckendedesselbennicht noch zu vermehren, an eordnet,
daß die Herbstmanover für dieses Jahr ausfallen. ir den-
ken, daß·das der Kriegstüchtigkeitder württenibergischen
Armeekeinen Schaden thun wird, und der König und die

Regierungvon WürttembergmüssenWohl gleicher Ansicht
sein, da sie sonstwohl nicht den Ausfall der Manöver an-

georånet
hätten.

h d f d P b
· raiilreikh. Wä ren i as u likum vo u swei e

mit der großenFlottenparade Feschäftigtzbei welcherrzdigestati-
gosischeUnd engsischePanzerflottevereint manövrirten,und sich
en«Kopf zekhrichtuber denZweck diesesManövers, ist der

Kaiser mit seiner Gemahlin»nachArenenbergin der Schweiz
ge an en« Dort hat er«seine Jugend als Verbannter u-

ge ka t, undqdort ist seine Mutter begraben. Der Kaier
ist als langjahrigerBewohnerdek Schwei Bürgerderselben
geworden,und er hat bei der Geburt seines ohnesdenselbenin



die Civilstandsregister der Schweiz eintragen lassen, so daß
derselbe auch auf das Bürgerrecht daselbst Anspruch hat.
Es ist dies vielleichtnichtsehr wichtig,aber es zeigtdoch,daßder

Kaiser nicht das volle Vertrauen auf den Bestand seiner
Herrschaft hat, so daß er sich auf alle Fälle vorgesehenhat.

England. Endlich hat man genaue Nachricht von dem

Uiigliicksfall,welcher diesmal das Mißlingender Kabellegung
nach Ani.rika verschuldet hat. Das Kabel sollte, als man

eine Unterbrechung der Leitung bemerkte-,wieder in das Schiff
urückgewundenwerden, dabei riß das Kabel, und rollte in’s

eer zurück.Dreimal gelang es, das Kabel auf dem Meeres-
runde mittelst Ankerhakenzu fassen und die Aufwindungzu
»eginncn,jedochriß jedesmaldas Drahtseil, an welchemder

Anker befestigt War, so daß das Kabel in die Tiefe zurück-
rollte· Endlich mußteman we en Mangels an Drahtseilen
die weiterenVersuchezur Aufsiizchungdes Kabels aufgeben.
Dieselben sollen,da für diesesJahr die Zeit der Aequinoktial-
stürme allzunahe ist, im nächten Jahre wieder aufgenommen
werden, und zugleichsoll no ein zweites Kabel gelegt wer-

den. Die Unternehmer sind weit davon entfernt, an dem

endlichenGelin en des Unternehmens zu zweifeln.
Mexikv. rotz günstigerNachrichten,welche die franzö-

sischenBlätter bringen, ist die Lage des Kaisers Maximilian
eine sehr bedrängte. Die Armee der republikanischenPartei
ist keineswegs, wie so oft gemeldet, gänzlichvernichtet, son-
dern sie macht den kaiserlichenTruppen recht ordentlich zu
schaffen. Es liegt ihr offenbar für den Augenblickweniger
daran, sichin großeSchlachteneinzulassen,als sie bestrebt ist,
den Kampf so lange hinzuziehen,bis man in Nord-Amerika

sich entschlossenhat, der Einmischungder Fremden in ameri-

kanischeAngelegenheitengründlichein Ende zu machen.

Monarrhie nnd Republik.
Aus einer Stadt ander Ostsee erhalten wir von einem

Freunde unseres Blattes die nachfolgendeZuschrist:
»HochgeehrterHerr!

Gestatten Sie mir eine kurze Bemerkung-, die bei der

Lesung von Neumann’s vortrefflicherGeschichteder Vereinig-
ten Staaten Nordamerika’s sich mir aufgedrängthat. Viel-

leicht halten Sie es der Mühe werth, dieselbe in Jhr Blatt

aufzunehmen.
Schon vor einem Vierteljahre widerlegten Sie mit aus-

reichendenGründen die Einwendungen,welcheder Herr Kriegs-
minister egen eine Aeußerungdes Abgeordneten Twesten
erhoben satte.Herr Twesten hatte nämlich darauf hin-
gewiesen,daßPreußen ein Friedensheer hält, welchesdas

der NordamerikanischenFreistaaten beinahe um das Zwanzig-
fache überträfe. Dennoch hätten diese Staaten im Kriege
geleistet,was weder Preußen, noch irgend ein anderer Euro-

päischerStaat jemals zu leisten vermö e. Sie hätten in

vier Jahren, bei weiten zum größtenTheile aus den Taschen
ihrer eigenen Bürger eine Kriegsanleihe von mehr als 3500

Viillionetl Thalern gemacht. Sie hätten in eben diesenJah-
ren eine Flotte geschaffen,mit fwelchersie die Küsten ihres
Landes so ar gegen die vereinigten Flotten von England
und Fran eich vertheidigenkönnten. »Siehatten zugleicheine

ungeheure Armee, wohl von einer Million»Streitern,unter

den Fahnen gehalten, und diese Armee hatte unter ruhm-
reichenFeldherrn so gewaltige Thaten verrichtet, daß man

von keiner anderen Armee, weder des Alterthums noch der

neuen Zeit, sagen dürfe, sie habe Größeres geleistet.—
Aehnlichwie Twesten hat schonNeumann fastsgweiJahre
vor der siegreichenBeendigungjenes gewaltigen rieges sich

geäußert. Aber er sagt noch mehr. Wenn ich ihn nämlich
rechtverstehe,fo meint er, daßdie republikanisch en Ein-

richtungenes sind, die den Nordamerikanern es möglichge-
macht )aben, so ungeheureAnstren ungen zu machen, und so
gewaltige Thaten zu verrichten. cgrscheintzu glauben, daß
den Staaten Europas gleiche Anstrengiingen und gleiche
Thaten unmöglichwären, weil ihre moiiarchischen Ver-
fassungcnsie daran verhinderten. Jch denke, daß er sich
darin irrt. Jch denke, daß er nur dann Recht habenwürde,
wenn, wie er fast anzunehmenscheint,jede Monarchie entweder

zur Despotie oder zum Scheinkonstitutionalismusentarten würde.
Das ist aber keineswegsder Fall. Jm Ge eutheile, es

ist sehr wohl möglich,und wir Preußen vor llen müßten
es für möglichhalten, daß auch ein monarchischer Staat
auf dem festen Boden guter und gerechter Gesetze, auf dem

festen Boden einer wahrhaft freien Verfassung und einer

freien und ehrlichgemeinten Selbstverwaltung in Kreis und
Gemeinde gegründetwerden kann. J»chhoffe, daß unser fest
ausharrendes Volk sich darin nicht tauschen wird.

Ferner hat Twesten wohl Recht, wenn er sagt, daß
größere Thaten von keinem Volke vollführt worden sind,
als in den letzten vier Ja ren von den Nordamerikanischen.
Aber ich denke, daß es ni t eine falsche Voreingexiommenheit
für mein eigenes Volk ist, wenn ich behaupte, daß die Opfer
und die Thaten unserer Väter in den Jahren der Freiheits-
kriege eben so groß gewesensind, wie die der Nordameri-
kaner. So viele Millionen Thaler, wie die Nordamerikaner,
habenunsere Eltern damals freilichnichtaufgebracht,aber nach
ihrem Vermögen haben sie nicht blos eben so viel, sie haben
sogar mehr gegeben. Natürlig

la das nicht daran, daß
Preußen eine monarchische erfasiunghatte; denn unter

einer republikanis en würde es Unter denselben Umstän-
den auch genau da el e- geleistet haben. Vielmehr sind Jene
Opfer und jene T aten, ganz abgesehen von der Form der

Verfassung,darum möglichgewesen,weil die Regierung nicht
im Sinne einer einzelnen Volksklasse, sondern im Sinn
und Geist des gesammteii Volkes geführt wurde. Die
Opfer sind gebracht, die Thaten sind gethan worden, weil

Regierung nnd Volk in der ungetrübtesten Eins —

tracht init einander sich befanden, und weil die

Sache unseres Volkes eine eben so gerechte war,
wie die der Amerikanischen Nordftaatenz Unsere
Väter haben gegen die Napoleouische Gewaltherrschaft, die

Nordamerikaner haben gegen die Gewaltherrschaftder süd-
lichenSklavenhalter gekämpft. Die Freiheit, die w ahre,
die echte, die christliche Freiheit war- das heilige
Banner, um welche jene,«,wie diese sich geschaart
hatten.« »

Wir drucken diese Zuschrift mit großemVergniigen ab,
weil sie einem ziemlichverbreiteten Vorurtheibvon der rö-

ßern Opferfähigkeitund der größernOpferwilligkeitder
s

üri
ger in republikanischenStaaten entgegentritt.»Es ist dies
gewißnicht richtig, die Opferfähigkeit eerS Volkes·in
gefahrvoller Zeit hän t einfach davon ab, ob durchmaßige
Steuern das Wachst um des Volkswohlstandeswahrendder

Jahre der ruhigen und friedlichenEntwicklung«befordert
worden ist, und die Opferwllllgkeit wird bedingt durch
das Ziel, für welches djeseOpfer gefordertworden. Jst
das Ziel, welches die Regierung eines Staates

aufstellt, eins mit demZiel, wie es iMHszeU d«es
Volkes lebt, ft? ist,es gleichgültig,ob diese-Re.ierung ekne
republikanischeoder eine monarchifcheIst, dle Pferd-il-
ligkeit des Volkes wird keine Grenzen kennen.
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